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Geſetz-Sammlung 


für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 
No. WERE 


(No. 2068.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 16. Januar 1840., betreffend den Koſtenanſatz 
bei Volljährigkeitserklärungen, Entlaſſung eines Sohnes aus der väter— 
lichen Gewalt und bei Legitimationen unehelicher Kinder. 


Ai Ihren Bericht vom 30. Dezember v. J. beſtimme Ich hierdurch: 

J. daß die in der Allgemeinen Gebuͤhrentaxe fuͤr die Landes-Juſtizkollegien 
am 23. Auguſt 1815. Abſchnitt V. No. 89. bei Volljaͤhrigkeitserklaͤrun⸗ 
gen vorgeſchriebenen Gebuͤhrenſaͤtze und Prozentgelder nicht weiter erho⸗ 
ben werden ſollen. Statt derſelben haben die Obergerichte vom 1. Januar 
1840. ab, ſowohl fuͤr die im Allgemeinen Landrecht Th. II. Tit. 18. 
F. 713717. erwähnten verſchiedenen Faͤlle der Volljaͤhrigkeitserklaͤrung, 
als auch für die Th. II. Tit. 2. $. 214. seg. eben daſelbſt gedachte Ent⸗ 
laſſung eines Sohnes aus der vaͤterlichen Gewalt, folgende Gebuͤhren in 
Anſatz zu bringen: 

a) fuͤr die bei einem Obergerichte erfolgte Volljaͤhrigkeitserklaͤrung 
und deren Bekanntmachungen außer den Stempeln uͤberhaupt 
nach dem Stande und Vermoͤgen des zu Majorenniſirenden 
5 bis 10 Rthlr., und 

b) für die etwa abgehaltenen Termine die in der Allgemeinen Ger 
buͤhrentaxe, Abſchnitt V. No. 85. vorgeſchriebenen Terminsgebuͤhren. 

Auf die bereits vor dem 1. Januar 1840. feſtgeſetzten Gebuͤhren findet 
dieſe Beſtimmung keine Anwendung, vielmehr ſind dieſelben der Feſtſetzung ge— 
maͤß von den Partheien einzuziehen. 

II. daß vom 1. Januar 1840. ab in ſaͤmmtlichen Provinzen mit Einſchluß 
der Rheinprovinz an Taxgebuͤhren für die Legitimationen unehelicher 
nicht adliger Kinder, deren Patente von dem Juſtizminiſter ausgefertigt. 
und vollzogen werden, außer den Stempeln, je nach dem Stande und 
Vermoͤgen des Vaters 5 bis 10 Kthlr. Kourant erhoben werden follen. 

Sie haben dieſe Order durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 


„Berlin, den 16. Januar 1840. N a 
Friedrich Wilhelm. 
An den Staats- und Juſtizminiſter Muͤhler. 


Jahrgang 1840. (No. 20682069.) D (No. 2069.) 


(Ausgegeben zu Berlin den 27. Februar 1840.) 
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(No. 2069.) Alterhöchfte Kabinetsorder vom 16. Januar 1840., die Ergänzung der Stem⸗ 
peltarif⸗Poſition „Vergleiche“, und die nähere Beſtimmung der für die 
Vergleichsakte der Friedensrichter in der Rheinprovinz und für die Ver⸗ 
gleichsverhandlungen der Schiedsmänner bewilligten Stempelfreiheit be⸗ 
treffend. 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 31. v. M. ſetze Ich zur Er⸗ 
gaͤnzung der Stempeltarif-Poſition „Vergleiche“ und zur naͤheren Beſtimmung 
der Stempelfreiheit, welche fuͤr die Vergleichsakte der Friedensrichter in der 
Rheinprovinz und fuͤr die Vergleichsverhandlungen der Schiedsmaͤnner bewil⸗ 
ligt worden iſt, Nachſtehendes feſt: 

1) Schriftliche, ſowohl gerichtliche als außergerichtliche, Vergleiche uͤber nicht 
rechtshaͤngige Sachen find der Stempelſteuer nach der Vorſchrift, die 
in der Stempeltarif⸗Poſition „Vergleiche“ für ſchriftliche außergericht⸗ 
liche Vergleiche über rechts haͤngige Sachen ertheilt wird, gleichfalls 
unterworfen. 

2) Bei Anwendung dieſer Vorſchrift treten folgende naͤhere Beſtimmun⸗ 
gen ein: 

a) Iſt der Vergleich über ein Geſchaͤft abgeſchloſſen worden, welches 
blos muͤndlich oder durch Korreſpondenz oder in einer anderen 
die Stempelverwendung nicht bedingenden Form zu Stande ge⸗ 
kommen ift, und haͤtte für dieſes Geſchaͤft, wenn daruͤber eine 
ſchriftliche Verhandlung aufgenommen waͤre, ein hoͤherer als der 
bei Vertraͤgen im Allgemeinen ſtattfindende Stempel entrichtet 
werden müffen, fo iſt zu dem Vergleiche, in ſofern dadurch das 
Geſchaͤft im Weſentlichen aufrecht erhalten wird, dieſer hoͤhere 
Stempel zu verwenden. 

b) Wird durch den Vergleich zugleich ein anderweitiges Rechtsge⸗ 
ſchaͤft begründet, welches, wenn es nicht in Vergleichsform zu 
Stande gekommen waͤre, einem höheren, als dem bei Vertraͤgen 
im Allgemeinen vorgeſchriebenen Stempel unterworfen ſeyn wuͤrde, 
ſo tritt bei dem Vergleiche dieſer hoͤhere Stempel ein. Inſon⸗ 
derheit iſt, wenn fuͤr die ſtreitigen Anſpruͤche als Gegenleiſtung 
das Eigenthum einer Sache abgetreten, ein Erbzins, ein Erb⸗ 
Pachts⸗, ein Pacht: oder Miethsrecht eingeräumt, eine Leibrente 
verſprochen wird ꝛc., zu dem Vergleiche der für Kauf⸗, Erbzins⸗, 
Erbpachts⸗, Pacht⸗ oder Mieths⸗, Leibrenten? ꝛc. Vertraͤge be⸗ 
ſtimmte Stempel, ſofern er hoͤher iſt, als der allgemeine Ver⸗ 
tragsſtempel, zu verwenden, und bei Feſtſetzung deſſelben der Werth 
der Gegenleiſtung zum Grunde zu legen. In gleicher Art findet, 
wenn zur Sicherſtellung der Vergleichsſumme eine Hypothek be⸗ 
ſtellt wird, der für hypothekariſche Schuldverſchreibungen vorge⸗ 
ſchriebene Stempel Anwendung. Dagegen muß, wenn ein Drit⸗ 
ter, welcher zu den urſpruͤnglichen Kontrahenten nicht gehoͤrt, in 
der uͤber den Vergleich aufgenommenen Verhandlung froh 

pflich⸗ 
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pflichtige Erklaͤrungen abgiebt, z. B. eine Buͤrgſchaft uͤbernimmt, 
der dazu erforderliche Stempel neben dem zu dem Vergleich bei⸗ 
zubringenden unbedingt verwendet werden. 

3) In Anſehung der Stempelpfſichtigkeit gerichtlicher Vergleiche über rechts⸗ 
haͤngige Sachen verbleibt es bei den beſtehenden Vorſchriften; ſollte 
jedoch in Anwendung der unter 2. litt. a. und b. dieſes Erlaſſes getrof⸗ 
fenen Beſtimmungen ein hoͤherer Stempel eintreten, als nach dem drit⸗ 
ten Abſatze der Stempeltarif⸗Poſition „Prozeß“ erforderlich iſt, fo muß 
dieſer hoͤhere Stempel entrichtet werden. 

4) Die Stempelfreiheit, welche 1 die Vergleichsakte der Friedensrichter in 
der Rheinprovinz durch die Verordnung vom 17. Auguſt 1835. und für 
die Vergleichsverhandlungen der Schiedsmaͤnner bewilligt worden ift, be⸗ 
ſchraͤnkt ſich auf die nach dem dritten Abſatze der Stempeltarif-Poſition 
„Prozeſſe“ zu entrichtenden Stempel und darf nicht dazu dienen, den 
Parteien ſtempelfreie Dokumente uͤber an ſich ſtempelpflichtige Geſchaͤfte 
zu verſchaffen. Sie findet daher in den unter 2. litt. a. und b. erwaͤhn⸗ 
ten Faͤllen keine Anwendung, dergeſtalt, daß wenn nach den daſelbſt ge⸗ 
troffenen Beſtimmungen auch kein hoͤherer als der allgemeine Vertrags⸗ 
Stempel begruͤndet ſeyn wuͤrde, dennoch dieſer letztere zu dem Vergleiche 
verwendet werden muß. 

Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 


Berlin, den 16. Januar 1840. 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminifterium. 
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(No. 2070.) Geſetz über Familienſchlüſſe bei Familien⸗Fideikommiſſen, Familienſtiftungen und 
a Lehnen. Vom 15. Februar 1840. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen in Beziehung auf die Errichtung von Familienſchluͤſſen bei Familien⸗ 
Fideikommiſſen, Familien-Stiftungen und Lehnen, nach dem Antrage Unſeres 
Staatsminiſteriums und nach erfordertem Gutachten Unſeres Staatsraths, ag 
A Provinzen der Monarchie, in welchen das Allgemeine Landrecht Ger 
etzeskraft hat, was folgt: 


2 

1. Fame Zu Rechtsgeſchaͤften, welche die Subſtanz eines Familien⸗Fideikommiſſes 

öeltemmiſe. betreffen, ſowie zur Aufhebung, Abänderung, Ergänzung oder Erklarung einer 
Fideikommiß⸗Stiftung iſt, ſofern nicht nach dem gegenwaͤrtigen Geſetze Ausnah⸗ 
men zuläffig find (§. 15.), ein Familienſchluß erforderlich. 


L. 2. 
a Die Aufnahme, Beſtaͤtigung und Ausfertigung des Familienſchluſſes ſteht 
in allen Fällen dem Fideikommiß⸗Richter (F. 29. Tit. 4. Theil II. des Allgemei⸗ 
nen Landrechts) zu. 


K., 3. 

Bei der Errichtung eines Familienſchluſſes (Allgem. Landrecht Theil II. 
Tit. 4. 9. 42 — 46.) find nicht allein die im Hypothekenbuche eingetragenen, 
ſondern auch die ſonſt vorhandenen Anwarter zuzuziehen. 


$. A. 
Der Fideikommiß⸗Beſitzer hat mit feinem Geſuche um die Aufnahme des 
Familienſchluſſes einen Entwurf zu demſelben, und ein moͤglichſt vollſtaͤndiges und 
genaues Verzeichniß der Anwarter einzureichen. 


. . 
Als berechtigt zur Theilnahme an der Errichtung des Familienſchluſſes 
ſind anzunehmen: 

1) diejenigen Anwarter, welche ihr Sukzeſſionsrecht entweder dadurch, daß 
ſie im Hypothekenbuche eingetragen ſtehen, oder durch andere oͤffentliche 
Urkunden nachweiſen, und 2 

2) alle die, welche von dem Fideikommiß⸗-Beſitzer und denjenigen Anwar⸗ 
tern, die ſich in dem Termin zur Aufnahme des Familienſchluſſes gemel⸗ 
det haben, als Mitberechtigte anerkannt werden; dieſes Anerkenntniß macht 
andere Nachweiſe entbehrlich. 


F. 6. 

Tritt außerdem Jemand als Berechtigter auf, ſo iſt derſelbe aufzufordern, 
binnen drei Monaten entweder ſeine Legitimation beizubringen, oder die erfolgte 
Anſtellung und Einleitung einer Klage gegen diejenigen, welche ihm feine Aner⸗ 
kennung verſagen, nachzuweiſen; unter der Verwarnung, daß, wenn En 

paͤter 


fpäter feine Legitimation darthun follte, der ohne feine Zuziehung errichtete Fa⸗ 
milienſchluß für ihn verbindlich fein werde. 

Die dreimonatliche Friſt beginnt mit dem Tage der Inſinuation der Auf⸗ 
forderung. Die Beſtaͤtigung des Familienſchluſſes darf erſt dann erfolgen, wenn 


entweder die Friſt verſaͤumt, oder uͤber die Legitimation kehrt erkannt 
worden iſt. 


$. 7. 
Der Fideikommißrichter hat zu prüfen, ob Vermuthungen dafür ſprechen, 
daß, außer den angezeigten, noch andere Fideikommiß-Verechtigte vorhanden ſind. 


§. 8. 

Ergeben ſich dergleichen Vermuthungen nicht, oder werden dieſelben erle⸗ 
digt, ſo genuͤgt zur Pe e der Legitimation die an Eides Statt abzugebende 
Verſicherung des Fideikommiß⸗Beſitzers und derjenigen Anwarter, die ſich ge 
meldet haben, daß ihnen keine anderen Berechtigten, als die bereits namhaft ge⸗ 
machten, bekannt ſind. 0 

9. 
Werden vorhandene Vermuthungen nicht genügend beſeitigt, fo find 
1) alle unbekannte, und 
2) die zwar ihrer Perſon nach, es ſey aus dem Hypothekenbuche oder fonft, 
bekannten, ihrem Leben und Aufenthalte nach aber nicht bekannten An⸗ 
warter, letztere durch namentlichen Aufruf, 
zu einem Termin mit der Aufforderung vorzuladen, vor oder in demſelben ihre 
Erklaͤrung uͤber den zu errichtenden Sap ere abzugeben; unter der Ver⸗ 
warnung, daß nach Ablauf des Termins der Ausgebliebene mit feinem Wider⸗ 
ſpruchsrechte werde praͤkludirt werden. 


a F. 10. 

Der Ediktaltermin ift bei einem Gegenſtande über 5000 Ithlr. an Werth, 
oder, wenn dieſer ſich in Gelde nicht ſchaͤtzen laßt, auf ſechs Monate, außerdem 
auf drei Monate zu beſtimmen. 

8 In der Ladung muß der Gegenſtand des zu errichtenden Familienſchluſſes 
genau bezeichnet werden. 

Die Bekanntmachung derſelben wird bewirkt: 

1) durch eee an der Gerichtsſtelle, 
n 


u 
2) durch Einruͤckung in das Amtsblatt und in das Intelligenzblatt, oder, 
wenn in dem Bezirke des Obergerichts ein Intelligenzblatt nicht er⸗ 
ſcheint, in eine inlaͤndiſche Zeitung; außerdem bei Gegenſtaͤnden über 
5000 Rthlr. an Werth, auch noch in eine auslaͤndiſche 5 5 
Die Einruͤckung geſchieht von Monat zu Monat. Die Berechnung der 
5 oder dreimonatlichen Friſt beginnt mit dem Tage, an welchem der Aus⸗ 
ang angeſchlagen worden iſt. 


4441. 

Nach Ablauf des Termins ($$. 9. und 10.) und nach Ableiſtung des 
Diligenzeides von Seiten des Beſitzers iſt die Praͤkluſion der Ausgebliebenen 
durch ein Erkenntniß auszuſprechen. 


(No. 2070.) §. 12. 


$. 12. 

Sind nach den Beſtimmungen der F. 42. u. f. Tit. 4. Theil II. des 
Allgemeinen Landrechts von mehreren Vormundſchaftsgerichten Vormuͤnder zu 
beſtallen, oder mehrere bereits beftallte Vormuͤnder, welche unter verſchiedenen 
Vormundſchaftsgerichten ſtehen, ab dienen fo ſoll der Fideikommiß⸗Beſitzer be⸗ 
fugt ſeyn, darauf anzutragen, daß Einem Vormundſchaftsgerichte ausſchließlich 
die Beſtallung Eines Vormundes und die Genehmigung der von demſelben 
oder von den bereits beſtallten Vormuͤndern abzugebenden Erklaͤrungen uͤber⸗ 
tragen werde. i 

Die Auswahl des hiermit zu beauftragenden Vormundſchaftsgerichts er⸗ 
folgt durch den Juſtizminiſter. 

Die Beſtimmung eines gemeinſamen vormundſchaftlichen Gerichtsſtandes 
findet aber nur in Beziehung auf ſolche Pflegebefohlene ſtatt, welche kein entge⸗ 
genſtehendes, ſondern nur ein gemeinſames Intereſſe bei der Sache haben. 


f K. 13. 

Hat ein zuzuziehender Berechtigter auf die von Seiten des Beſitzers an 
ihn ergangene Aufforderung feine Erklarung über, den zu errichtenden Familien⸗ 
ſchluß abzugeben unterlaſſen, ſo ſoll der Beſitzer befugt ſeyn, bei dem Fideikommiß⸗ 
richter darauf anzutragen, daß ein ſolcher Intereſſent, unter Zufertigung des 
Entwurfs zu dem Familienſchluſſe, zu einem Termin mit der Warnung vor⸗ 
geladen werde, - 


daß, wenn er dem Familienſchluſſe nicht bis zu dem Termin oder in 
demſelben widerſpricht, er für zuſtimmend werde erachtet werden. 


af diefe Vorladung gehörig erfolgt, und verweigert der Vorgeladene nicht 
fpäteftens in dem Termin muͤndlich oder ſchriftlich feinen Beitritt, fo wird es jo 
angeſehen, als wenn er ausdruͤcklich und ohne Vorbehalt dem Entwurfe des 
Familienſchluſſes beigetreten waͤre. 


$. 14. 
Die Beſtaͤtigung des Familienſchluſſes erfolgt, wenn den Vorſchriften der 
85 3. bis 13. volftändig genügt worden, und auch die in dem $. AA. Tit. A. 
heil II. des Allgemeinen Landrechts und in Aue Order vom 5. September 
a nic beſtimmte Friſt abgelaufen iſt; einer beſonderen Verlautbarung bedarf 

es nicht. 

Bei der Beſtaͤtigung muß des rechtskraͤftigen Praͤkluſions⸗Erkenntniſſes 

(F. 11.) ausdruͤcklich Erwähnung geſchehen. 


F. 15. 

Eines Familienſchluſſes (F. 1.) bedarf es nicht: 

1) in in welchen derſelbe ſchon nach beſtehenden Geſetzen ent- 
ehrlich iſt; 

2) wenn Verfuͤgungen uͤber das Fideikommiß in Folge einer Rechtsver⸗ 
bindlichkeit getroffen werden ſollen; 

3) zu dem Umtauſche einzelner Gutsparzellen oder Pertinenzien gegen an⸗ 
dere Grundſtuͤcke, in fo weit als dieſe letzteren in der naͤmlichen uch 
mark, 
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mark, wie das Gut, oder doch in einer unmittelbar angrenzenden Feld⸗ 
mark gelegen ſind; 

A) zur Veraͤußerung einzelner Gutsparzellen oder Pertinenzien zum Zweck 
der Erwerbung anderer, innerhalb der zu 1. bemerkten Grenzen liegen⸗ 
den Grundſtuͤcke, inſofern dergleichen wirklich erworben und dem Fidei⸗ 
kommiſſe einverleibt werden; . 

5) zur Ausleihung und umi von Fideikommiß⸗Kapitalien; zur Ueber⸗ 
tragung von Fideikommiß⸗Kapitalien, imgleichen von Fideikommiß⸗ 
Stämmen, fo weit dieſe die Eigenſchaft eines Geld⸗Fideikommiſſes 
haben, auf andere Güter; zur Anlegung von Fideikommiß⸗Kapitalien 
in Grundeigenthum, ſofern dieſelben nicht nach der Stiftung als Geld⸗ 
Fideikommiſſe erhalten werden muͤſſen; infonderheit auch zur Wieder⸗ 
anlegung der nach Abzug der Schulden uͤbrig gebliebenen Kaufgelder 
eines ſubhaſtirten Fideikommißgutes zu Fideikommiß. 


$. 16. 

In allen dieſen Faͤllen (F. 15.) genügt die Zuziehung zweier Anwarter in 
eben der Weiſe, wie es die FJ. 87. u. f. Tit. 4. Theil II des Allgemeinen Land⸗ 
rechts bei Verſchuldung der Fideikommiß⸗Einkuͤnfte vorſchreiben; wo jedoch die 
beſtehenden Geſetze (F. 15. No. 1.) beſondere Vorſchriften über das Verfahren 
enthalten, hat es dabei ſein Bewenden. 


1 
Giebt ein nach §. 16. zuzuziehender Anwarter auf die an ihn er gangene 
Aufforderung keine Erklaͤrung ab, fo tritt mit der nach Beſchaffenheit der Ge⸗ 
genftände ſich ergebenden Aenderung das im $. 13. verordnete Verfahren mit 
den dort bezeichneten Folgen gegen ihn ein. 


$. 18. a 
Wenn in den Fallen des $. 15. No. 1., 2. und 5. die Anwarter 
widerſprechen, und die Entſcheidung nicht einer beſonderen Behörde geſetzlich zu⸗ 
ſteht, ſo iſt durch Schiedsrichter uͤber die Frage zu entſcheiden: a 
ob die beabſichtigte Maßregel zweckmaͤßig ep und ohne Benachtheili⸗ 
gung der Intereſſenten ausgeführt werden koͤnne. 


i Die Gegner, ſie moͤgen Inlaͤnder oder Auslaͤnder ſeyn, ſind gehalten, 
hieruͤber bei Schiedsrichtern Recht zu 3 Jeder Theil hat deren Einen 
zu waͤhlen, der Fideikommiß⸗Richter aber hat den Obmann zu beſtallen. Zoͤgert 
ein Theil auf die an ihn ergangene Aufforderung laͤnger als vier Wochen mit 
der Wahl und Benennung eines Schiedrichters, fo fällt dieſelbe dem Fidei⸗ 
kommiß⸗Richter anheim. 
Das Verfahren richtet ſich nach der Allgemeinen Gerichtsordnung Theil J. 
Titel 2. $6. 167. u. ff. Gegen den Ausſpruch der Schiedsrichter iſt kein ordent⸗ 
liches Rechtsmittel zulaͤſſig. 


9. 19. | 

Das in den 0. 17. und 18. vorgeſchriebene Verfahren ſoll auch bei 

der Aufnahme nothwendiger Darlehne auf die Einkuͤnfte des Fideikommiſſes 
(No. 2070. (. 80. 


II. Familien: 
Stiftungen. 


III. Lehne. 


IV. Allgemeine 
Beſtimmun⸗ 


gen. 
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(K. so. u. f. Titel 4. Theil II. des Allgemeinen Landrechts) zur Anwendung 
kommen; inſonderheit iſt durch Schiedsrichter daruͤber zu entſcheiden; 
ob der Fall eines nothwendigen Darlehns nach Vorſchrift des All- 
gemeinen Landrechts Theil II. Titel 4. $. 85. vorhanden ſey; auch wie 
hoch der Betrag eines nothwendigen Darlehns feſtzuſetzen, und in 
welchen Terminen die Ruͤckzahlung zu bewirken ſey. 


§. 20. 

Die in den $. 1. bis 14. enthaltenen Beſtimmungen finden auch An— 
wendung bei Familienſchluͤſſen uͤber Familienſtiftungen. 

Es bedarf jedoch nur der Zuziehung ſolcher bekannten Familienmitglieder, 
welche entweder im Inlande oder in einem der Deutſchen Bundesſtaaten wohn— 
haft ſind, oder zur e ihrer Gerechtſame in Beziehung auf die 
Stiftungsangelegenheiten Bevollmaͤchtigte im Inlande beſtellt und zu den Stif⸗ 
tungsakten gehörig legitimirt haben. In Ruͤckſicht aller übrigen genügt deren 
namentlicher Aufruf in der Ediktalladung. 

Kommt es dabei auf die im F. S. erwähnte Verſicherung an Eides 
Statt an, ſo genügt es, wenn dieſe von dem Vorſteher der Familie ($. 38. 
Titel 4. Theil II. des Allgemeinen Landrechts) abgegeben wird. 


. 

In den Faͤllen, in welchen nach den beſtehenden Geſetzen zu Verfuͤgun⸗ 
gen uͤber Lehne, die Errichtung foͤrmlicher Familienſchluͤſſe nothwendig iſt, ſollen 
die in dem gegenwaͤrtigen Geſetze F. 2 bis 14. gegebenen Vorſchriften dabei 
ebenfalls zur Anwendung kommen; der Richter des Lehns tritt hierbei in die 
Stelle des Fideikommiß⸗Richters. Auch ſoll bei Lehnen, zu den im $. 15. No. 2 
bis 5. dieſes Geſetzes erwaͤhnten Verfuͤgungen, die Beobachtung der in den 
$. 16. 17 und 18. gegebenen Vorſchriften zur Guͤltigkeit der Verfuͤgung für 
ſhumiche Lehnberechtigte genuͤgen; gewaͤhren aber die Vorſchriften des Allge⸗ 
meinen Landrechts Theil I. Titel 18. Abſchnitt 1. für einzelne Fälle größere Er⸗ 
leichterungen, ſo hat es dabei ſein Bewenden. In wie fern die Einwilligung 
des Lehnsherrn beigebracht werden muß, iſt nach den daruͤber beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften zu beurtheilen. 


. 22. | 
Iſt bei der von Uns Alterhöchftfelbft ertheilten Beſtaͤtigung einer neu er⸗ 
richteten Familien- oder Fideikommiß⸗Stiftung die Zulaͤſſigkeit der Abänderung, 
oder Aufhebung derſelben ausdruͤcklich ausgeſchloſſen worden, ſo behaͤlt es dabei 
auch für die Folge fein Bewenden. 
3 . 
Das gegenwaͤrtige 1111 hat keine ruͤckwirkende Kraft auf bereits errich⸗ 
tete und gerichtlich beſtaͤtigte Familienſchluͤſſe. a 


F. 24. 

Alle dieſem Geſetze widerſprechende Beſtimmungen des Allgemeinen Land⸗ 
rechts, der Allgemeinen Gerichts ordnung und der ſpaͤteren allgemeinen Geſetze, 
ſind hierdurch aufgehoben. Die Vorſchriften dieſes Geſetzes kommen dagegen nicht 

; zur 
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zur Anwendung, wenn Provinzialrechte, Stiftungs- oder Verleihungs⸗Urkunden 
oder Beſchluͤſſe der berechtigten Familien ein Anderes beſtimmen. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 15. Februar 1840. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Muͤffling. v. Kamptz. Muͤhler. 


Beglaubigt: 
Duͤesberg. 


(No. 2071.) Geſetz, die Familien-Fideikommiſſe, fideikommiſſariſchen Subſtitutionen und Fa⸗ 
milienſtiftungen im Herzogthume Schleſien und in der Grafſchaft Glatz 
betreffend. Vom 15. Februar 1840. a 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, nach Anhoͤrung Unſerer 
getreuen Staͤnde der Provinz Schleſien und nach erfordertem Gutachten Unſe— 
res Staatsraths, was folgt: 


f J. 1. 
Saͤmmtliche in Unſerem Herzogthum Schleſien und in der Grafſchaft 
Glatz beſtehenden provinzialrechtlichen Beſtimmungen 
uͤber die Errichtung von Familienfideikommiſſen und Familienſtiftungen, 


und f 

125 die Dauer und rechtlichen Wirkungen fideikommiſſariſcher Sub⸗ 

itutionen, 
namentlich die pragmatiſche Sanktion vom 18. November 1706. und die De⸗ 
klarationen vom 25. Februar 1697. und 22. Auguſt 1704., werden hierdurch 
außer Kraft geſetzt. N . 

An deren Stelle treten fortan die Vorſchriften Unſeres Allgemeinen Land⸗ 

rechts nebſt den, dieſelben abaͤndernden, ergänzenden und erlaͤuternden Beſtim⸗ 
mungen. 


N 

Die Vorſchrift der pragmatiſchen Sanktion vom 30. März 1724., we⸗ 
gen der zur Verſchuldung eines Fideikommiſſes erforderlichen landesherrlichen 
Genehmigung, ſoll auf die in Unſerem Allgemeinen Landrecht Theil 2. Titel 4. 
80 u. f. bezeichneten nothwendigen Schulden, mit welchen die Einkuͤnfte des 

ideikommiſſes belaſtet werden duͤrfen, nicht angewendet werden. 
Dagegen ſoll in Beziehung auf die Verſchuldung der Subſtanz des Fi⸗ 
deikommiſſes in allen den Faͤllen, in welchen es = derſelben, nach Maßgabe des 
(No. 20702072.) | unter 
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unter dem heutigen Tage erlaſſenen Geſetzes uͤber Familienſchlüſſe bei Familien⸗ 
Fideikommiſſen, Familienſtiftungen und Lehnen, eines Familienſchluſſes bedarf, 
das erwaͤhnte Provinzialgeſetz noch ferner in Kraft bleiben. 


b. 3. 

In Beruͤckſichtigung des beſonderen Antrages Unſerer getreuen Staͤnde 
der Provinz Schleſien ſoll überhaupt im Herzogthum Schleſien und in der 
Grafſchaft Glatz zu allen ſolchen Verfuͤgungen uͤber Familienfideikommiſſe und 
Familienſtiftungen, zu welchen ein Familienſchluß geſetzlich erforderlich iſt, auch 

noch Unſere Allerhoͤchſte Genehmigung eingeholt werden. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck- 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 15. Februar 1840. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Müffling v. Kamptz. Muͤhler. 


Beglaubigt: 
Duͤesberg. 


(No. 2072.) Miniſterial⸗Erklärung über das mit der Großherzogl. Heſſiſchen Regierung ge⸗ 
troffene Uebereinkommen, bezüglich auf die wechſelſeitige Uebernahme der 
Ausgewieſenen. Vom 19. Februar 1840. 


Fur Beſeitigung derjenigen Zweifel und Mißverſtaͤndniſſe, welche ſich ſeither 

uͤber die Auslegung der Beſtimmungen N 2. a. und c. der von der Koͤniglich 

Preußiſchen mit der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung abgeſchloſſenen Kon⸗ 

vention vom 23. Februar 1819. namentlich 

a) in Beziehung auf die Beantwortung der Frage: ob und in wie weit 
die in der Staatsangehoͤrigkeit ſelbſtſtaͤndiger Individuen eingetretenen 
Veraͤnderungen auf die Staatsangehoͤrigkeit der unſelbſtſtaͤndigen, d. h. 
aus der elterlichen Gewalt noch nicht entlaſſenen Kinder derſelben von 
Einfluß ſeyen? 


wie 
b) über die Beſchaffenheit des $. 2. c. der Konvention erwähnten zehnjaͤh⸗ 
rigen Aufenthalts und den Begriff der Wirthſchaftsfuͤhrung 

ergeben haben, ſind die gedachten Regierungen, ohne hierdurch an dem, in der 
Konvention ausgeſprochenen Prinzipe, daß die Unterthanenſchaft eines In⸗ 
dividuums jedesmal nach der eigenen inneren Geſetzgebung des betreffenden 
Staates zu beurtheilen ſey, und insbeſondere auch an den Beſtimmungen des 
$. 8. derſelben etwas ändern zu wollen, dahin uͤbereingekommen, hinfünftig und 
bis auf Weiteres, nachſtehende Grundſaͤtze gegenſeitig zur Anwendung gelangen 
zu laſſen, und zwar \ 


" 


zu 


zu a. 

1) daß unfelbfiftändige, d. h. aus der elterlichen Gewalt noch nicht entlaſſene 
Kinder, ſchon durch die Handlungen ihrer Eltern an und für ſich und 
ohne daß es einer eigenen Thaͤtigkeit oder eines beſonders begruͤndeten 
Rechts der Kinder beduͤrfte, derjenigen Staatsangehoͤrigkeit theilhaftig 
werden, welche die Eltern waͤhrend der Unſelbſtſtaͤndigkeit ihrer Kinder 
erwerben, 

ingleichen 

2) daß dagegen einen ſolchen Einfluß auf die Staatsangehoͤrigkeit unfelbft- 
ſtaͤndiger ehelicher Kinder, diejenigen Veraͤnderungen nicht aͤußern koͤn⸗ 
nen, welche ſich nach dem Tode des Vaters derſelben in der Staats- 
Angehoͤrigkeit ihrer ehelichen Mutter ereignen, indem vielmehr uͤber die 
Staatsangehoͤrigkeit ehelicher unſelbſtſtaͤndiger Kinder lediglich die Kon⸗ 
dition ihres Vaters entſcheidet, und Veraͤnderungen in deren Staats: 
Angehoͤrigkeit nur mit Zuſtimmung ihrer vormundſchaftlichen Behoͤrde 
eintreten koͤnnen. x 

Nachſtdem foll 8 


zu b. 
die Verbindlichkeit eines der kontrahirenden Staaten zur Uebernahme eines In⸗ 
dividuums, welches der andere Staat, weil es ihm aus irgend einem Grunde 
laͤig geworden, auszuweiſen beabſichtigt, in den Fällen des $. 2. c. der Kon⸗ 
vention eintreten: a 
1) wenn der Auszuweiſende ſich in dem Staat, in welchen er ausgewieſen 
werden ſoll, verheirathet, und außerdem zugleich eine eigene Wirthſchaft 
geführt hat, wobei zur näheren Beſtimmung des Begriffes von Wirth⸗ 
ſchaft anzunehmen iſt, daß ſolche auch dann ſchon eintrete, wenn ſelbſt 
nur einer der Eheleute ſich auf eine andere Art, als im herrſchaftlichen 
Geſindedienſt, Bekoͤſtigung verſchafft hat; 
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2) wenn Jemand ſich zwar nicht in dem Staate, der ihn uͤbernehmen ſoll, 
verheirathet, jedoch darin ſich zehn Jahre hindurch ohne Unterbrechung 
aufgehalten hat, wobei es dann auf Konſtituirung eines Domizils, Ver⸗ 
heirathung und ſonſtige Rechtsverhaͤltniſſe nicht weiter ankommen ſoll. 


: Endlich find die genannten Regierungen zugleich annoch dahin uͤbereinge⸗ 
ommen: 
Koͤnnen die reſpektiven Behoͤrden uͤber die Verpflichtung des Staats, 
dem die Uebernahme angeſonnen wird, der in der Konvention und vor⸗ 
ſtehend aufgeſtellten Kennzeichen der Verpflichtung ungeachtet, bei der 
daruͤber ſtattfindenden Korreſpondenz ſich nicht vereinigen, und iſt die 
diesfaͤllige Differenz derſelben auch im diplomatiſchen Wege nicht zu be⸗ 
com geweſen; fo wollen beide kontrahirende Theile den Streitfall zur 
ompromiſſariſchen Entſcheidung eines ſolchen dritten Deutſchen Bundes⸗ 
ftaates ſtellen, welcher ſich mit beiden kontrahirenden Theilen wegen ge⸗ 
genſeitiger Uebernahme der Ausgewieſenen in denſelben Vertragsverhaͤlt— 
niſſen befindet. 
(Fo. 2072.) Die 
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Die Wahl der zur Uebernahme des Kompromiſſes zu erſuchen⸗ 
den Bundesregierung bleibt demjenigen der kontrahirenden Theile uͤber⸗ 
laſſen, der zur Uebernahme des Ausgewieſenen verpflichtet werden ſoll. 

An dieſe dritte Regierung hat jede der betheiligten Regierungen 
jedesmal nur eine Darlegung der Sachlage, wovon der anderen Re⸗ 
en. eine Abſchrift nachrichtlich mitzutheilen iſt, in kuͤrzeſter Friſt ein- 
zuſenden. 

Bis die ſchiedsrichterliche Entſcheidung erfolgt, gegen deren In⸗ 
halt von keinem Theile eine weitere Einwendung zuläffig ift, hat derjenige 
Staat, in deſſen Gebiet das auszuweiſende Individuum beim Entſtehen 
der A ſich befunden, die Verpflichtung, daſſelbe in feinem Gebiete 
zu behalten. 

Berlin, den 19. Februar 1840. 


(L. S) 


Königlich Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Werther. 


V. Erklaͤrung wird, nachdem ſolche gegen eine uͤbereinſtimmende Er⸗ 
klaͤrung des Großherzoglich ea n Miniſteriums der auswaͤrtigen Angelegen⸗ 
a 7. d. M. ausgewechſelt worden, hierdurch zur öffentlichen Kenntniß 
gebracht. 

Berlin, den 19. Februar 1840. 


Der Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Werther. 


